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Genau fünfundzwanzig Jahre 
ist es her, dass die Gesundheits-
ministerkonferenz (GMK) der 
Republik in ihrer turnusmäßigen 
Sitzung 1991 diese Entschließung 
verabschiedete:

„Die GMK ist sich einig, dass prä-
ventive Gesundheitspolitik in den 
letzten Jahren eine vordringliche Be-

Nach Inkrafttreten des Präventionsgesetzes im Sommer letzten Jahres und Ver-
abschiedung der Bundesrahmenempfehlungen im Februar 2016 durch die 
Nationale Präventionskonferenz stehen nun die Landesrahmenvereinbarun-
gen in den jeweiligen Bundesländern an. Die Spannung war groß, wie die Um-
setzung in den Ländern und Kommunen aussehen wird, welche Weichen-
stellungen vorgenommen werden. Der öffentliche Gesundheitsdienst hatte 
bzw. hat die Hoffnung, dass er beim Thema ‚Gesundheitsförderung in den un-
terschiedlichen Lebenswelten‘ als wichtiger Akteur vor Ort wahrgenommen 
wird. Eine berechtige Hoffnung? Rainer Steen, langjähriger Leiter des Referats 
„Gesundheitsförderung“ im Rhein-Neckar-Kreis, analysiert und kommentiert.

Wer ist hier alles Payer und 
wer Player?

Bei den Kassen ist die Sorge 
unverkennbar, dass den per 
Gesetz gesteigerten Leis-
tungen aus den beitragsfi-
nanzierten Systemen keine 
„angemessenen Eigenleis-
tungen“ der steuerfinan-
zierten Systeme an die Seite 
gestellt werden.

Da ist es kein Zufall, dass 
Kenner der bundesdeut-
schen Präventions-Szene 
mutmaßen, in der ersten 
Umsetzungsphase des neuen 
Gesetzes würden voraus-
sichtlich gerade die Gebiets-
körperschaften profitieren, 
die bereits in kommunale 
Gesundheitspolitik inves-
tiert haben.

Präventionsgesetz und ÖGD  
– neuer Wind für kommunale  
Gesundheitspolitik?

deutung gewonnen hat. Sie hält es für 
erforderlich, dass die Begrenzung der 
traditionellen Handlungsfelder über-
wunden und diese durch Maßnahmen 
der Gesundheitsförderung ergänzt 
werden.“ 

Ein Vierteljahrhundert später 
ist nun das „Gesetz zur Stärkung 
der Gesundheitsförderung und 
der Prävention“, kurz: Präventi-
onsgesetz (PrävG) in Kraft getre-
ten. Die Erwartungen waren groß 
– mit einer gehörigen Portion Er-
nüchterung ist daher zu rechnen. 
Vor allem der Blick auf die für die 
Umsetzungspraxis so bedeutsa-
men länderspezifischen Vereinba-
rungen war in den letzten Mona-
ten von einer Geheimniskrämerei 
begleitet, die zuweilen an die un-
säglichen TTIPP-Verhandlungen 
über ein weltweites Handelsab-
kommen erinnern konnten. Es 
geht um (für den Stellenwert von 
Prävention und Gesundheitsför-
derung relativ viel) Geld, es geht 
um dessen kontrollierte Verwen-

dung, und es geht natürlich um 
den Status der beteiligten Partner, 
um Polit-Marketing also auch.

Beteiligen wir uns an der Suche 
nach der Deutungshoheit in der 
Gemengelage von Bundes- und 
Länderverlautbarungen. Im Text-
baustein zur Präambel der ersten 
öffentlich zugänglichen Landes-
rahmenvereinbarung (LRV) zur 
Umsetzung des Gesetzes in Hes-
sen heißt es dazu: „Prävention 
und Gesundheitsförderung sind 
gesamtgesellschaftliche Aufga-
ben. Das setzt voraus, dass die 
jeweiligen Verantwortungsträger 
auf der Basis ihrer gesetzlich zu-
gewiesenen Verantwortung tätig 
werden und sich angemessen be-
teiligen“.

Hinter diesen wohlklingenden 
Allgemeinplätzen wird schon ein 
Grundproblem erkennbar, das 
aktuell nicht zuletzt in der Kla-
ge der Krankenkassenverbände 
(GKV) gegen eine in ihren Au-
gen „Quersubventionierung“ 
der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA) mit 
jährlich rund 31 Millionen Euro 
seinen Ausdruck findet: Gesund-
heitsförderung soll und muss auf 
lokaler Ebene greifen und gestal-
tet werden. Aber wer auf kommu-
naler Ebene bzw. als „Verantwor-
tungsträger für Lebenswelten“ 
erbringt denn neben den gesetz-
lich definierten Leistungspaketen 
der Sozialversicherungsträger 
die eingeforderte „angemessene 
Beteiligung“? Und mit welchen 

Ressourcen? Oder salopp ausge-
drückt: Wer ist hier alles Payer 
und wer Player?

Bei den Kassen ist die Sorge 
unverkennbar, dass den per Ge-
setz gesteigerten Leistungen aus 
den beitragsfinanzierten Syste-
men keine „angemessenen Eigen-
leistungen“ (§ 20a (2) SGB V) der 
steuerfinanzierten Systeme (auf 
Landesebene und/oder kommu-
nal) an die Seite gestellt werden. 
Zu Unrecht? 

Halten wir zunächst fest: 
Das Präventionsgesetz ist ein 

Krankenkassen-Gesetz, denn 
ausschließlich aus ihren Ver-
sichertenbeiträgen kommt das 
zusätzliche Geld – Stimmrecht 
etwa in der Nationalen Präventi-
onskonferenz haben folgerichtig 
ausschließlich die Vertreter der 
Sozialversicherungsträger, alle 
anderen, auch Ministerien, dürfen 
lediglich beratend mitwirken. Das 
führt u.a. dazu, dass die kommu-
nalen Spitzenverbände – und mit 

ihnen der ÖGD – zunächst einmal 
außen vor sind. Dieser Umstand 
ist in den Ziel- und Handlungs-
rastern der Bundesrahmenemp-
fehlungen vom Februar 2016 ein-
drücklich nachvollziehbar: Dort 
wird lediglich per Fußnote darauf 
hingewiesen, dass sich weitere 
Akteure, wie etwa der ÖGD, also 
die kommunale Gesundheitsver-
waltung, themenbezogen und mit 
Ressourcen „einbringen“ können. 

Wem das nun nicht gefällt, so-
zusagen nur in der Rolle dessen zu 
agieren, der mitspielen darf, wenn 
er was mitbringt – und dazu noch 
bereit ist, unter den (wechselnden) 
Fahnen der Kassen aufs Spielfeld 
zu laufen, der muss womöglich 
über einen weiterreichenden Pa-
radigmenwechsel nachdenken:

Wer immer nämlich – wie es 
etwa die gemeinsame Empfeh-
lung der Kommunalen Spitzen-
verbände und der GKV vom Mai 
2013 durchaus formuliert – eben-
so wie die GMK 1991 daran fest-
halten will, dass Gesundheits-
förderung im Sinne von „Public 
Health“ vor allem ein kommu-
nalpolitisches Konzept sein muss, 
das vielgestaltig und nachhaltig 
auf gesündere Lebensverhältnis-
se hinwirkt und dabei auch die 
Determinanten von Gesundheit 
ernst nimmt: Bildung und Ar-
mutsbekämpfung, Arbeit und so-
ziale Teilhabe, Wohnen, Verkehr 
oder Umwelt, der muss sich jetzt 
wieder einmal (oder: endlich?) an 
die eigene Ressourcen-Nase fas-

sen! Das Präventionsgesetz will 
und kann es gar nicht richten – 
und wer dessen unterstützende 
Leistungen nutzen will, muss of-
fensichtlich selbst etwas bieten, 
sprich: mehr investieren.

Da ist es kein Zufall, dass Ken-
ner der bundesdeutschen Präven-
tions-Szene mutmaßen, in der ers-
ten Umsetzungsphase des neuen 
Gesetzes würden voraussichtlich 
gerade die Gebietskörperschaften 
profitieren, die bereits in kommu-
nale Gesundheitspolitik inves-
tiert haben – etwa Mitglied im 
Gesunde-Städte-Netzwerk sind 
oder sich aktiv in bestehenden 
landesweiten Bündnissen wie bei-
spielsweise zu „Gesund aufwach-
sen“ einbringen – dort also, wo 

die Phase reiner Projektitis eher 
überwunden ist zugunsten eines 
längerfristigen und partizipativen 
Prozesses in kommunaler Verant-
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„Wer geht denn schon in den ÖGD?“
Wir stellen Ärztinnen und Ärzte aus dem aktuellen Weiterbildungskurs 
vor, die diesen Schritt getan haben. Zum Beispiel:

Kerstin Behrens

Alter: 36 Jahre
Familienstand: verheiratet, 
2 Kinder

Interessen: Laute Musik, 
Konzerte besuchen, Natur und 
Garten, Lesen
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Nehmen Sie sich ein paar Minuten Zeit für die 
Online-Umfrage der Akademie!
Was wir wissen wollen…
Wie informieren sich unsere Teilnehmer über das Veranstaltungsange-
bot der Akademie? Wie möchten sie zukünftig informiert werden?

Warum Sie mitmachen sollten…
Weil Sie schon öfters Veranstaltungen der Akademie besucht haben und 
weil es Ihnen wichtig ist, gut informiert zu sein.

Was es zu gewinnen gibt…
Ein „Dankeschön“ muss sein! 
Deshalb verlost die Akademie (mit Unterstützung ihres Fördervereins) 
unter allen Teilnehmenden ein hochwertiges Fitness-Armband (Jaw-
bone Up3). 

Wo Sie die Umfrage finden...
Unter www.akademie-oegw.de ist die Umfrage noch bis zum 15. Juli frei 
geschaltet. Ein Klick - und Sie können starten!

Im ÖGD…
seit 01.08.2015, beim Landkreis Helmstedt (Niedersachsen) schwerpunktmä-
ßig im Bereich amtsärztlicher Dienst

Vorher tätig…
als Assistenzärztin in der Unfallchirurgie/Orthopädie 

Zum ÖGD gewechselt, weil…
ich 1. immer weniger Zeit für meine Familie hatte und 2 . die Entwicklungen 
im zunehmend privatwirtschaftlich geführten Krankenhausbereich nicht 
mehr mit meiner Definition von guter Medizin, bei der der Patient im Mittel-
punkt steht, zu vereinbaren waren.

Zweifel gehabt, ob…
ich nicht jeden Tag die Arbeit im Krankenhaus vermissen würde.

Kollegen, Familie, Freunde meinten…
Meine Familie war von der Idee begeistert, auch viele Kollegen konnten die 
Entscheidung nachvollziehen, aber alle befürchteten, dass mir meine bisheri-
ge Arbeit sehr fehlen würde. Anfangs war es auch nicht so einfach…

Ungewohnt war…
und ist es, jeden Freitag das Gefühl zu haben, ich ginge jetzt in den Urlaub, 
weil ich ein GANZES Wochenende frei habe – und JEDEN Tag eine Mittags-
pause zu haben.

Weiß zu schätzen, dass…
ich aufgrund der flexiblen Arbeitszeiten auch kurzfristig private Dinge oder 
Termine erledigen kann, was insbesondere mit zwei kleinen Kindern ein Rie-
sen-Vorteil ist.

Interessant ist…
dass die Arbeit in einem Gesundheitsamt nicht nur ein „Bürojob“ ist, wie man 
zunächst denken mag. Vom Baby bis hin zum traumatisierten Flüchtling hat 
man direkten Kontakt zu ganz unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen. Das 
macht die Arbeit sehr interessant. 

Rückblickend…
war es die beste Entscheidung, die ich beruflich treffen konnte. Meine Kinder 
sagen jetzt wieder Mama (und nicht Oma) zu mir!

Eine erfreuliche Nachricht für 
ÖGD-Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter aus Rheinland-Pfalz: Ab 
sofort können auch sie die Veran-
staltungen der Akademie teilnah-
meentgeltfrei besuchen. Möglich 
macht dies eine Vereinbarung 
zwischen Rheinland-Pfalz (Land-
kreistag und Landesamt für Sozi-
ales, Jugend und Versorgung) und 
der Akademie für öffentliches 

Bitte merken Sie sich den Termin 
für das nächste Webinar vor! Am 
1. Juni geht es um das Thema 
„Reinigung und Desinfektion in 
Massenunterkünften“. Wie schon 
beim letzten Mal ist eine akti-
ve Teilnahme per Headset oder 
eine Teilnahme als Zuhörer bzw. 
Zuschauer möglich. Mehr zu den 
technischen Voraussetzungen 
unter www.akademie-oegw.de

Kooperation mit  
Rheinland-Pfalz

Webiday:  
1. Juni 2016

Gesundheitswesen in Düsseldorf. 
Die neu vereinbarte assoziierte 
Mitgliedschaft sichert Rheinland-
Pfalz ein Kontingent von 150 
Teilnahmeplätzen in allen Aka-
demie-Veranstaltungen zu. Diese 
Regelung gilt für das jetzt laufen-
de Jahr 2016. Ab 2017 beabsichtigt 
Rheinland-Pfalz Trägerland der 
Akademie für öffentliches Ge-
sundheitswesen zu werden. 

wortung und mit kompetenten 
Partnerschaften. 

Positiv gewendet: Es passiert 
ja hier und dort schon eine gan-
ze Menge, Bündnisse zwischen 
ganz unterschiedlichen Trägern 
und Trägerinteressen sind vor-
zeigbar, Projekte zu Prävention 
und Gesundheitsförderung kön-
nen sich vielerorts sehen lassen 
und finden entsprechend Aner-
kennung. Da kommt es darauf an, 
dass gute Ideen nicht im Ordner 
der Modellprojekte verkümmern, 
sondern multiplizierbar und an-
gepasst werden, dass aber auch 
nicht immer und immer wieder 
evaluiert und dokumentiert wer-
den muss, was längst unverkenn-
bar Wirkung gezeigt hat – frei 

Modulares Softwaresystem für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst

Kinder- und Jugend- 
gesundheitsdienst

Zahnärztlicher  
Dienst

Schutzimpfungen

Trinkwasser
Beckenbäder und 
Badegewässer
Kommunalhygiene

Infektionsschutz
Tuberkulosebetreuung

Asylbewerber- 
Erstaufnahme

Amts- und Vertrau-
ensärztlicher Dienst

Betriebsmedizini-
scher Dienst

Sozialpsychiatrischer 
Dienst

Psychosoziale 
Tumorberatung

STD-Beratung

OctoWare®TN Gesundheit

NEU

Belehrungen und 
Gesundheitszeugnisse

Medizinalaufsicht

Mortalitätsstatistik 
mit XPersonenstand-
Schnittstelle

easy-soft GmbH Dresden | Fetscherstraße 32/34 | 01307 Dresden 
Telefon +49 351 25506-0 | info@easy-soft.de | www.easy-soft.de

NEU

nach Karl Valentin: „Es ist alles 
schon gesagt worden – aber noch 
nicht von mir“. 

Bleibt die Frage, welche Rolle 
bei alledem dem Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst zugeschrieben 
bzw. zugestanden wird. Dessen 
innovative und koordinieren-
de Kraft, nicht zuletzt geprägt 
durch die oft hochgeschätzte In-
teressenneutralität (die eine aus 
Mitgliedsbeiträgen gespeiste und 
Marktgesetzen unterworfene 
Krankenkasse bei aller Freund-
schaft nicht aufbringen kann) 
bedarf einer deutlichen Aufwer-
tung! Prävention und Gesund-
heitsförderung, aber auch die 
regionale Gesundheitsberichter-
stattung, müssen nach Inkrafttre-
ten des Präventionsgesetzes einen 
vergleichbaren Anschub erhalten 

– auch das hatten die Gesund-
heitsminister 1991 schon gesehen:

„Die GMK unterstreicht, dass dem 
ÖGD bei der Gesundheitsförderung, 
Gesundheitsvorsorge und Krank-
heitsfrüherkennung eine wichtige 
Koordinierungs- und Steuerungs-
funktion gemeindenaher Maßnahmen 
zukommt. Diese kann jedoch nicht 
kostenneutral sichergestellt werden“.

Das Beispiel Baden-Württem-
berg gibt dazu einen Fingerzeig 
in die richtige Richtung: Hier sind 
mit zwei Landesgesetzen 2016 
Voraussetzungen geschaffen wor-
den, den „Geist“ des Präventions-
gesetzes mit einer Umsteuerung 
öffentlicher Anstrengungen in 
Richtung einer lebensweltorien-
tierten Gesundheitsförderung zu 
unterfüttern. Dazu gehören etwa 
die gesetzliche Verankerung von 
ÖGD-koordinierten Kommuna-
len Gesundheitskonferenzen (im 
Landesgesundheitsgesetz, LGG) 
oder die Reduzierung der indi-
vidualmedizinischen, sprich vor 
allem: gutachterlichen Aufgaben 
des öffentlichen Gesundheits-
dienstes (im Gesetz über den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst, 
ÖGDG), beides ausdrücklich ge-
dacht zugunsten einer Stärkung 
der Aktivitäten in Prävention und 
Gesundheitsförderung. In der Be-
gründung der Neufassung des 
ÖGDG vom Herbst 2015 heißt es 
dazu:

„Unter der Bezeichnung „Öffentli-
che Gesundheit“ bzw. „Public Health“ 
sollen die Kernaufgaben des ÖGD 
auf die Gebiete Gesundheitsdialog/-
planung (Stichwort: Kommunale 
Gesundheitskonferenzen), Gesund-
heitsförderung und Prävention, Ge-
sundheitsberichterstattung wie auch 
auf die Gebiete des Gesundheits- und 
Infektionsschutzes konzentriert wer-
den.“ 

Aber Obacht: Wer nun erwartet, 
dass mit so vielen (gesetzlichen) 
Gewichtungen auf Landesebe-
ne im Rücken nun auch in der 
öffentlichen (Gesundheits-)Ver-
waltung emsige Bestrebungen in 
Gang kommen, „Aktivitäten der 
Prävention und Gesundheitsför-
derung nachhaltig und unterei-
nander abgestimmt anzulegen“ 
(LRV Hessen), wird feststellen: 
Mancherorts scheint es nach wie 
vor eher darum zu gehen, so we-
nig wie möglich zu verändern, 
bestehende Zuschnitte zu erhal-
ten und sich ggf. hinter aktuellen 
Sonderaufgaben (Flüchtlinge) zu 
verschanzen. Wie heißt es doch: 
„Wenn der Wind des Wandels 
weht, bauen die einen Mauern – 
und die anderen Windmühlen“. 
Der ÖGD braucht Windmühlen.

Rainer Steen
steen-mannheim@t-online.de
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Herr Wildner, Public Health hat 
im angloamerikanischen Raum ei-
nen viel größeren Stellenwert als in 
Deutschland. Warum ist das so?
Hier haben wir auch im Deutsch-
land des 21. Jahrhunderts noch 
immer mit den Folgen des Miss-
brauchs des bevölkerungsme-
dizinischen Ansatzes für die 
verbrecherischen Ziele des Nati-
onalsozialismus im vergangenen 
Jahrhundert zu kämpfen. Die da-
mals propagandistisch verbreite-
te, unglückliche Metapher eines 

Public Health und ÖGD: Geht das eigentlich noch zusammen? Oder fristet der öffentliche 
Gesundheitsdienst in Deutschland mittlerweile nur noch ein Nischendasein – weitab von 
den großen internationalen Public Health-Themen? Manche Klagen legen eine solche Sicht 
nahe. Manfred Wildner, der das Landesinstitut für Gesundheit am Bayerischen Landesamt 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit leitet und zugleich eine Brückenprofessur für 
Public Health Policy and Administration an der Ludwig-Maximilians-Universität München 
innehat, weiß um die Klagen und hält dennoch am Potenzial des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes fest. Der ÖGD sei unverzichtbar für die Bewältigung der aktuellen gesellschaft-
lichen Herausforderungen, so seine Analyse. Allerdings brauche es neue Initiativen und 
neuen Elan, damit die Bedeutung des ÖGD (wieder) wahrgenommen wird. Eine stärkere uni-
versitäre Verankerung des Gebietes Öffentliches Gesundheitswesen ist für ihn dabei essentiell. 

Der ÖGD braucht wieder 
akademische Seminare, 
Dissertationen und Ha-
bilitationen. Er braucht 
ÖGD-Professuren in den 
Bundesländern, finanzier-
te Promotionsstellen und 
Postdoc-Forschungspro-
gramme in Kooperation von 
ÖGD-Institutionen und 
Universitäten mit Public 
Health-Profilen.

Globalisierung, technolo-
gische Neuerungen und 
verschiedene Krisen fördern 
aktuell die gesellschaftliche 
Wahrnehmung von Pub-
lic Health. Dies sollte als 
Chance auch für den ÖGD 
begriffen werden.

Der Facharzt für öffentli-
ches Gesundheitswesen ist 
die einzige medizinische 
Fachgebietsbezeichnung 
ohne Stützung durch 
universitäre Lehrstühle in 
Forschung und Lehre.

„gesunden Volkskörpers“ war 
begleitet von eugenischen Maß-
nahmen. Diese lagen teilweise in 
der Zuständigkeit des dafür ge-
stärkten ÖGD. Die Konsequenz 
war nach 1949 in der neugeord-
neten Bundesrepublik ein aka-
demischer Rückzug aus Public 
Health-Themen und eine Verlage-
rung der universitären Forschung 
auf die weniger belasteten und 
ja auch sehr erfolgreichen indi-
vidualmedizinischen Ansätze. 
Eine besondere Tragik liegt dar-
in, dass die hiesige Hygiene und 
Sozialmedizin vor 1933 weltweit 
anerkannt, vielleicht sogar füh-
rend war. Die Public Health För-
derprogramme zum Ende des 20. 
Jahrhunderts, die ja auch durch 
die fortschreitende europäische 
Integration mit bedingt waren, 
führten schließlich zu einer neu-
en Dynamik. Zahlreiche Public 
Health-Studiengänge entstanden. 
Auch sollten die seitdem nachhal-
tig wirksamen gesellschaftlichen 
Beiträge z. B. in der Prävention, 
Epidemiologie und Versorgungs-
forschung nicht unterschätzt 
werden. Ein „Strickfehler“ war 
aus heutiger Sicht allerdings die 
zu geringe Berücksichtigung von 
ÖGD-spezifischen Themen und 
die oftmals fehlende Beteiligung 
der medizinischen Fakultäten an 
den interdisziplinären Projekten 
während dieser Förderphase. 

Das „Leopoldina-Statement*“ aus 
dem Sommer letzten Jahres postu-
liert, die Zeit sei reif für neue Initia-
tiven zur Stärkung von Public Health 
in Deutschland. Zeichnet sich hier 
tatsächlich eine neue Aufbruchstim-

mung ab? Und warum gerade jetzt?
Die seit 2015 Impulse gebende 
Leopoldina-Initiative greift ver-
schiedene richtige und wichti-
ge Punkte auf, die u. a. zu einer 
wünschenswerten Korrektur des 
gesellschaftlichen Verhältnisses 
zu „Public Health“-Themen und 
Methoden führen könnten. Zu 
nennen sind hier ganz aktuelle 
Themen wie Gesundheit in ei-
ner globalisierten Welt („Global 
Health“, „(Public) Health Diplo-
macy“), rasche Reaktionsmöglich-
keiten auf neue („emerging“) und 
wieder auftretende („re-emer-
ging“) Infektionskrankheiten, ein 
sowohl akademisch als auch per-
sonell und finanziell gestärkter 
und europaweit vernetzter ÖGD 
(„Public Health Service“) sowie 
eine aktive Hinwendung zu neu-
en biomedizinischen und infor-
matischen Themen. Der Nutzen 
z. B. von „next generation sequen-
cing“ zur Aufklärung von Infek-
tionsketten und einer proaktiven 
Beschäftigung mit „big data“-
Themen wie der elektronischen 
Gesundheitsakte ist offenkundig. 
Kurz: Globalisierung, technologi-
sche Neuerungen und verschie-
dene Krisen fördern aktuell die 
gesellschaftliche Wahrnehmung 
von Public Health. Dies sollte als 
Chance auch für den ÖGD begrif-
fen werden.

Aber kann der ÖGD angesichts der 
bekannten Probleme (schlechte finan-
zielle Ausstattung, Nachwuchsman-
gel etc.) da überhaupt mithalten? 
Der ÖGD ist unverzichtbar für die 
Bewältigung der aktuellen gesell-
schaftlichen Herausforderungen. 
Seine finanzielle Ausstattung und 
insbesondere die tragenden Wei-
terbildungsakademien für das Öf-
fentliche Gesundheitswesen – vor 
allem in Düsseldorf und in Mün-
chen – bedürfen einer längst über-
fälligen Stärkung. Dies beinhaltet 
auch eine Befähigung dieser Aka-
demien zur Vermittlung von Pub-
lic Health-Inhalten und Methoden 
auf gleicher Augenhöhe mit den 
Hochschulen: Der Facharzt für 
öffentliches Gesundheitswesen ist 
die einzige medizinische Fachge-
bietsbezeichnung ohne Stützung 
durch universitäre Lehrstühle in 
Forschung und Lehre. Hier sind in 
einer „doppelten Kompetenz“ so-
wohl die Befähigungen zu „Old“-
Public Health Themen – Hygiene, 
Infektionsschutz und umweltbe-
zogener Gesundheitsschutz – ge-
meint wie auch zu „New“ Public 
Health-Themen: Epidemiologie/
Gesundheitsberichterstattung, 
Management, Steuerung und an-
waltschaftliches Eintreten für 
Themen aus Prävention und Ge-

sundheitsförderung sowie Vertei-
lungsfragen. 

Was muss sich Ihrer Meinung nach 
verändern, damit ÖGD und Public 
Health sich wieder annähern?
Der ÖGD braucht wieder akade-
mische Seminare, Dissertationen 
und Habilitationen. Er braucht 
ÖGD-Professuren in den Bundes-
ländern, finanzierte Promotions-
stellen und Postdoc-Forschungs-
programme in Kooperation von 
ÖGD-Institutionen und Universi-
täten mit Public Health-Profilen. 
Er muss in die Lage versetzt wer-
den, attraktive Karrieren in kom-
munaler, Länder-, Bundes- und 
europäischer bzw. internationaler 
Trägerschaft anzubieten, auch in 
Weiterbildungsverbünden und 
akademischen Partnerschaften. 
Die geringere Vergütung von Ärz-
ten im ÖGD gegenüber klinisch 
tätigen Ärzten ist dafür kontra-
produktiv und sollte in Zusam-
menhang mit einer zunehmend 
anspruchsvollen Qualifizierung 
aufgehoben werden. 
Gleichzeitig sollte das Bewusst-
sein für die Qualifikationspro-
file und Beiträge anderer Public 
Health-Berufsgruppen gestärkt 
werden, so dass hier die profes-
sionellen Begegnungen von Re-
spekt und Wertschätzung geprägt 
sind. Absehbar ist, dass eine Reihe 
von „New“ Public Health-Funkti-
onen vorteilhaft in der Kompetenz 
nicht-ärztlicher Public Health-Be-
rufsgruppen liegen kann, z. B. in 
den Geschäftsstellen von Gesund-
heitskonferenzen oder im Bereich 
von Setting-orientierter Präventi-
on und Gesundheitsförderung. 
Ein dritter wichtiger Punkt wäre 
die Ausarbeitung und Verbrei-
tung eines ethischen Reflexions-
rahmens für den ÖGD und die 

Wahrnehmung staatlicher Auf-
gaben im Dienst der öffentlichen 
Gesundheit – dies gerade auch vor 
dem Hintergrund der erwähnten 
historischen Belastung.

Wie wichtig ist in diesem Prozess eine 
so genannte Brückenprofessur wie die 
Ihre?
Brückenprofessuren bieten große 
Chancen: Die damit geschaffene 

Brücke zwischen den Ressortzu-
ständigkeiten von Wissenschafts- 
und Gesundheitsverwaltung 
ermöglicht den wechselseitigen 
Transfer von Fragestellungen 
und Lösungsansätzen und inno-
vativen Methoden und schafft 
geistige Freiräume für genau 
die kritischen Diskussionen und 
Reflexionen auch im Innenver-
hältnis, ohne die jeder Wissen-
schaftszweig mittelfristig nicht 
gedeihen kann. Sie vermeidet den 
Elfenbeinturm einer rein wissen-
schaftlichen Ausrichtung und 
ermöglicht umgekehrt den Ver-
antwortungsträgern in der ÖGD-
Praxis einen geschützten Raum 
für ergebnisoffene Diskussionen 
und Beratungen zu konkreten 
Herausforderungen. Brückenpro-
fessuren bieten ein interessantes 
Karriereprofil in Zusammenhang 
mit Leitungsfunktionen im ÖGD 
und eröffnen Zugänge zu univer-
sitären Forschungskompetenzen 
und -kapazitäten sowie zur Nach-
wuchsförderung. Und sie setzt, 
last but not least, den Inhaber 
einer solchen Professur der kri-
tischen Unvoreingenommenheit 
von Studierenden und akademi-
schen Kollegen aus.

Welche Bedeutung messen Sie den 
Weiterbildungsakademien zu?
Die Akademien in Düsseldorf, 
München und auch anderswo 
sollten durch Förderprogramme 
in Kooperation mit Universitäten 
befähigt werden, für die skizzier-
te akademische Profilierung des 
ÖGD als Kristallisationspunk-
te zu fungieren. Sie sind dafür 
prädestiniert und unverzichtbar. 
Idealerweise sollten sie durch Ko-
operationen und Förderprogram-
me zu ÖGD/Public Health-Ex-
zellenzzentren weiter entwickelt 
werden. Sie sollten, zumindest in 
bestimmten Themenbereichen, 
durch solche Kooperationen wie-
der zu Forschung und Lehre auf 
universitärem Niveau befähigt 
werden. Public Health und Global 

Health in Deutschland braucht 
die Weiterbildungsakademien 
und die Weiterbildungsakademi-
en brauchen Public Health („Old“ 
und „New“).
Wünschenswert wären darüber 
hinaus auch europäische Koope-
rationen, entweder direkt bila-

teral mit Partnerinstitutionen in 
Europa oder vermittelt über Uni-
versitäten. Eine interessante ver-
mittelnde Rolle könnte hier, neben 
supranationalen und internatio-
nalen Einrichtungen wie der Ge-
meinsamen Forschungsstelle der 
EU (Ispra), dem ECDC und der 
WHO, dem neuen Centre Viller-
mé-Virchow Paris-Berlin der Cha-
rité in Berlin zufallen. Dies sollte 
von beiden Seiten aktiv angegan-
gen werden.

Welche Qualifikationen sind gefragt, 
um einen modernen Public Health-
Ansatz in der Praxis umsetzen zu 
können? 
Intellektuelle und ethische Acht-
samkeit, Respekt vor dem Leben 
in seiner Vielfalt (Albert Schweit-
zer) – und Geduld.

Interview: Ellen Steinbach

*Mit der „Initiative für Public Health und Global 
Health“ rufen die Nationale Akademie der Wis-
senschaften Leopoldina, acatech - Deutsche Aka-
demie der Technikwissenschaften und die Union 
der deutschen Akademien der Wissenschaften 
dazu auf, konkrete Vorschläge zu erarbeiten, wie 
Public Health und Global Health in Deutschland 
weiter entwickelt werden können.
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Kein Konsens über die  
Faktenlage
Der Familienpolitiker und frau-
enpolitische Sprecher der Uni-
onsfraktion Marcus Weinberg 
beschreibt in drastischen Worten, 
warum er dringenden Hand-
lungsbedarf bei der Regulierung 
der Prostitution sieht: „Es ist un-
erträglich, dass Deutschland das 
Bordell Europas geworden ist, ein 
Paradies für Zuhälter und Men-
schenschlepper“, sagte er dem 
Magazin „Stern“. Angesichts der 
ausufernden Zustände im Rot-
lichtmilieu sei es wichtig, dass 
das Gesetz komme, „und dass 
es wirkt und keine Lücken offen 
lässt“. Das Gesetz stelle einen ers-
ten Schritt zu einer konsequenten 
Bekämpfung von Zwangsprosti-
tution und Menschenhandel dar 
und bringe mehr Licht, Transpa-
renz und damit Schutz in ein bis-
her kaum zugängliches und völlig 
unreguliertes Milieu.

Dieser dramatischen Lagebe-
schreibung mag sich Heidrun 
Nitschke, Leiterin des Fachdiens-
tes STI und sexuelle Gesundheit 
im Gesundheitsamt Köln, nicht 
anschließen. „Wir haben niemals 
solide Zahlen gehabt über das 
Ausmaß von Sexarbeit, ebenso 
wenig über den Anteil von Mi-
grantinnen. Seitdem ich in dem 
Bereich tätig bin – das sind jetzt 
25 Jahre – gab es die Spekulatio-
nen, es werde immer mehr.“ Auch 
damals sei Prostitution schon 
mit Migration verbunden gewe-
sen, allerdings aus anderen Her-
kunftsregionen als heute. 

Prostitution ist im Lauf der Zeit 
sichtbarer geworden. Insbesonde-
re seit der Liberalisierung durch 
das Prostitutionsgesetz der rot-
grünen Bundesregierung 2001 ist 
die Tabuisierung des Themas zu-
rückgegangen. Das beste Beispiel 
hierfür ist die männliche Prostitu-
tion, über die früher nicht öffent-
lich geredet wurde.

„Für jede Pommesbude 
gelten strengere Regeln als für 
Bordelle.“  
Manuela Schwesig, SPD, 
Bundesministerin

„Wir bekämpfen (.) die Fremd-
bestimmung in der Prostitution 
und erschweren den Zuhältern, 
Menschenhändlern und Ausbeu-
tern ihr Geschäft.“ 
Marcus Weinberg, CDU

„Die geplanten Gesetzesver-
schärfungen sind vor allem 
eines: Placebos in einer unaus-
gereiften politischen Diskussion, 
die sich nicht entscheiden kann 
zwischen moralischer Entrüstung 
und vernünftigem Rechtsgüter-
schutz.“ Thomas Fischer, Vorsit-
zender Richter am BGH in der ZEIT 
vom 18.8.2015

„Die Anmeldepflicht (…) ist dis-
kriminierend, lässt es an hinrei-
chender Bestimmtheit mangeln, 
greift in das Persönlichkeitsrecht 
ein und fördert Willkür (…). Dass 
sie auch nur eines der ange-
strebten Ziele erreichen kann, ist 
unwahrscheinlich.“ 
Stellungnahme des Deutschen 
Juristinnenbundes zum ProstSchG

 „Man sollte das Gesetz daran 
messen, inwiefern es den Opfern 
des Systems hilft. Das ProstSchG 
diszipliniert aber die Opfer. Es 
spricht ihnen die Würde ab, sich 
selbstbestimmt innerhalb des 
Systems zu bewegen und macht 
sie zu Kleinkindern.“ 
Heidrun Nitschke, Gynäkologin, 
Gesundheitsamt Köln

„Grundsätzlich müssen wir 
feststellen, dass bei diesem 
Gesetzentwurf ein Kontrollfuror 
überwiegt, der auf eine Über-
forderung der zuständigen Be-
hörden hinausläuft, zumal deren 
Kompetenzen völlig ungeklärt 
scheinen.“ 
Stellungnahme des Deutschen 
Frauenrates

Zwei neue Gesetze zur Regulierung der Prostitution liegen im Regierungsentwurf 
vor: Das „Prostituiertenschutzgesetz“ (ProstSchG) und eine Änderung des Strafge-
setzbuches mit dem Ziel, die Bekämpfung des Menschenhandels zu verbessern. Sel-
ten wurde eine Vorlage so leidenschaftlich diskutiert wie das ProstSchG. Auch der Bun-
desverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes hat sich  
positioniert – gegen das Gesetz. Der Artikel wirft ein Schlaglicht auf die Kontroverse.

Gesetze für Prostituierte: Schutz oder Zwang?

   

mikropro health 
 Amtsärztlicher Dienst, SPDi 
 Infektionsschutz, Umgebungsuntersuchungen 
 Zentralkartei, Gebührenabrechnung 
 Automatisierter Schriftverkehr mit Word 
 Frei definierbare Untersuchungen 

 
mikropro hades 

 Mortalitätsstatistik und Todesbescheinigungen 
 Elektronische Meldung an das Land 

 
mikropro hygiene-wasser 

 (Trink-)Wasseruntersuchungen und Besichtigungen 
 Teis-/NLGA-/SEBAM-Schnittstelle 
 Dokumentenmanagement, Wiedervorlagen 

 
 Klar strukturiertes Programmdesign 
 Geringer Schulungsaufwand, kurze Einarbeitungszeit 
 Optimaler Nutzen zu einem fairen Preis 

  
Entwickelt in Zusammenarbeit mit Gesundheitsämtern 

 mikropro Software 
Software für das Gesundheitsamt und den Öffentlichen Dienst 
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Merkurstraße 6b 
67663 Kaiserslautern 
www.mikroprojekt.de 

Telefon: 0631/414044-0 
Fax: 0631/414044-29 
Mail: health@mikroprojekt.de 

 

25 Jahre Mikroprojekt & mehr …    1988 – 2016 

Eine der wenigen Quellen zum 
Ausmaß des Menschenhandels ist 
das jährlich veröffentlichte Bun-
deslagebild des Bundeskriminal-
amts. Die Zahlen der Ermittlungs-
verfahren zum Straftatbestand 
„Menschenhandel zum Zweck 
der sexuellen Ausbeutung“ 
schwanken zwischen 2003 und 
2014 zwischen 317 und 534 bun-
desweit – seit 2009 mit abnehmen-
der Tendenz (s. Grafik Seite 5). Der 
Bericht betont, dass die niedrigen 
Zahlen der Verfahrensstatistik 
nicht bedeuteten, die Situation 
habe sich entspannt. Eine dra-
matische Verschärfung der Lage 
lässt sich allerdings ebenso wenig 
erkennen.

Ziele des Gesetzes

Laut Begründungstext verfolgt 
das ProstSchG die Zielsetzung,
•	 „das (sexuelle) Selbstbestim-

mungsrecht von Menschen in 
der Prostitution zu stärken,

•	 fachgesetzliche Grundlagen zur 
Gewährleistung verträglicher 
Arbeitsbedingungen und zum 
Schutz der Gesundheit für die 
in der Prostitution Tätigen zu 
schaffen,

•	 die ordnungsrechtlichen Inst-
rumente zur Überwachung der 
gewerblich ausgeübten Prosti-
tution und der Prostitutionsge-
werbebetriebe zu verbessern,

•	 die Rechtssicherheit für die le-
gale Ausübung der Prostitution 
zu verbessern,

•	 gefährliche Erscheinungsfor-
men der Prostitution und sozial 
unverträgliche oder jugendge-
fährdende Auswirkungen der 
Prostitutionsausübung auszu-
schließen bzw. zu verdrängen 
und

•	 Kriminalität in der Prostitution 
wie Menschenhandel, Gewalt 
gegen und Ausbeutung von 
Prostituierten und Zuhälterei 
zu bekämpfen.

Dem (sexuellen) Selbstbestim-

mungsrecht von Menschen in der 
Prostitution als besonders sensib-
lem Schutzgut kommt dabei eine 
Schlüsselrolle zu.“

Inhalte
Dass die Selbstbestimmung von 
Prostituierten gerade durch die 
Auferlegung von Pflichten und 
Kontrollen gestärkt werden soll (s. 
Kasten Seite 5), bedarf einer Erläu-
terung: Die wichtigsten Neuerun-
gen für die Betroffenen sind die 
Anmeldepflicht und die ebenfalls 
obligatorische alljährliche (bei un-
ter 21-Jährigen: halbjährliche) Ge-
sundheitsberatung. Die Idee des 
Gesetzgebers war dabei folgen-
de: „Die persönliche Anmeldung 
und die medizinische Beratung 
dienen vor allem dem Schutz der 
fremdbestimmten Prostituierten, 
die so die Möglichkeit zur Kon-
taktaufnahme außerhalb des Mi-
lieus erhalten. Wichtig ist, dass 
die Gesundheitsberatung wieder-
holt werden muss. Denn nur so 
ist ein regelmäßiger Kontakt zur 
Beratungsstelle möglich, der hel-
fen soll, ein Vertrauensverhältnis 
zu den Prostituierten aufzubau-
en.“ (Pressemitteilung CDU/CSU-
Fraktion)

Mit der Gesundheitsberatung 
werden voraussichtlich die Ge-
sundheitsämter betraut. Sie soll 
individuell angepasst sein und 
insbesondere Fragen der Krank-
heitsverhütung, der Empfängnis-
regelung, der Schwangerschaft 
und der Risiken des Alkohol- und 
Drogengebrauchs einschließen.

Weniger fürsorglich sind die 
ordnungsrechtlichen Überwa-
chungsinstrumente für Betreiber 
eines Prostitutionsgewerbes for-
muliert. Sie müssen sich einer Zu-
verlässigkeitsprüfung unterzie-
hen, ein Betriebskonzept vorlegen 
und noch näher zu definierende 
Mindestanforderungen erfüllen. 
Zudem müssen sie die persönli-
chen Daten der bei ihnen arbeiten-
den Prostituierten dokumentieren 

Kommentare

und die Erfüllung der Anmelde- 
und Beratungspflicht kontrollie-
ren. Die „Betreiber“ sind nicht 
nur Bordellbesitzer, der Begriff 
ist denkbar weit gefasst. Ein Bor-
dell wird nach dem Gesetz eben-
so reguliert wie eine Wohnung, 
die sich zwei Prostituierte teilen, 
Wohnmobile, Sexveranstaltungen 
oder Escort-Agenturen.

All diese Varianten des Gewer-
bes unterstehen also zukünftig 
einem Erlaubnisvorbehalt der zu-
ständigen Behörde. Die Erlaubnis 
kann unter anderem versagt wer-
den, wenn das Betriebskonzept 
oder die örtliche Lage dem öffent-
lichen Interesse widerspricht (§ 14 
Abs. 2 Nr. 5), eine Formulierung, 
die einer entsprechenden Passage 
des Gaststättengesetzes nachge-
bildet ist.

Haben die zuständigen Behör-
den erst einmal die Anträge der 
Prostituierten und Betreiber von 
Prostitutionsgewerben geprüft 
und die entsprechenden Doku-
mente ausgestellt, kommen auf 
sie in der Folge umfangreiche 
Aufgaben der Überwachung zu, 
darunter Besichtigungen vor Ort, 
Prüfungen von Geschäftsunterla-
gen und Personenkontrollen. Die 
Amtsroutine sieht ferner vor, dass 
die Anmeldebescheinigung alle 
zwei Jahre und die Zuverlässig-
keitsprüfung spätestens alle drei 
Jahre wiederholt wird. 

Flankiert wird das ProstSchG 
durch eine Änderung im Straf-
recht: Die ohnehin fällige Anpas-
sung der Strafgesetze zum Men-
schenhandel an eine EU-Richtlinie 
beinhaltet nun auch einen neuen 
Straftatbestand „Zwangsprosti-
tution“ (s. Kasten Seite 5). Außer-
dem machen sich Kunden von 
Zwangsprostituierten straffällig. 
Da viele Opfer nicht selbst An-
zeige erstatten, sind die Strafver-
folgungsbehörden aber auf Tipps 
von deren Kunden angewiesen. 
Deswegen enthält das neue Ge-
setz auch eine Art „Kronzeugen-
regelung“: Bringt ein Kunde die 
Zwangsprostitution zur Anzeige, 
so geht er straffrei aus.

Kritik
Dem Gesetzentwurf gingen eine 
mehrjährige Debatte und Exper-
tenanhörungen voraus. Das Mei-
nungsspektrum ist denkbar weit: 
Es reicht von der Forderung nach 
einem totalen Verbot der Prosti-
tution bis zur völligen Liberali-
sierung und Anerkennung des 
Berufsbildes. 

Die Fundamentalkritikerinnen 
verweisen auf die Gesetzeslage 
in Schweden, Norwegen und seit 
dem 6. April auch in Frankreich: 
In diesen Ländern ist Prostitution 
illegal, Kunden von Prostituierten 
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Menschenhandel zum Zweck der sexuellen 
Ausbeutung: Anzahl der Ermittlungsverfahren 

Die Gesetze in Stichworten
1. Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG): Was ändert sich für…

Prostituierte: Anmeldepflicht (§ 3), jährliche bzw. halbjährliche 
Gesundheitsberatung (§ 10), Nachweispflicht der Anmeldung bei 
Kontrollen (§ 5).

Betreiber von Prostitutionsstätten: Nachweis der Zuverlässigkeit 
(§ 15), Betriebskonzept (§ 16), ggf. Hygieneplan (§ 24), Kontrolle der 
Anmeldungs- und Beratungspflicht von Prostituierten (§ 27), diverse 
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten (§ 28), Werbeverbot für 
Geschlechtsverkehr ohne Kondom (§ 32).

Kunden: Kondompflicht (§ 32).

Behörden: Anmeldebescheinigung (§ 5), Informations- und Bera-
tungsgespräch (§ 7), Gesundheitsberatung (§ 10), Veranlassung von 
Schutzmaßnahmen bei Anhaltspunkten für Zwangsprostitution (§ 
9), Kontrolle der Anmeldepflicht und Erteilung von Anordnungen 
zur Ausübung der Prostitution (§ 11), Erlaubnisverfahren für Prosti-
tutionsgewerbe inkl. Zuverlässigkeitsprüfung der Betreiber alle drei 
Jahre (§§ 12-15), Erteilung von Auflagen und Anordnungen (§ 17), 
Überprüfung der Mindestanforderungen für Prostitutionsstätten und 
-fahrzeuge (§§ 18, 19), Überwachung durch Personenkontrollen und 
Einsichtnahme in Geschäftsunterlagen (§ 29), umfangreiches Daten-
management (§ 34)

2. Gesetz zur Verbesserung der Bekämpfung des  
Menschenhandels

Neuer Straftatbestand „Zwangsprostitution“ im § 232a StGB (sechs 
Monate bis zehn Jahre Freiheitsstrafe)

Kunden von Zwangsprostituierten droht ebenfalls eine Strafe (drei 
Monate bis fünf Jahre Freiheitsstrafe), es sei denn, sie bringen den 
Tatbestand zur Anzeige.

Quelle: Bundeskriminalamt, Bundeslagebild Menschenhandel

Steuerungsfantasien der 1990er Jahre: Kondompflicht per Ordnungsverfü-
gung wird die Ausbreitung von HIV stoppen.

droht eine Geld- oder sogar Frei-
heitsstrafe. 

Die Mehrheit der Stellungnah-
men – darunter die des BVÖGD, 
der Deutschen AIDS-Hilfe, des 
Bündnisses der Fachberatungs-
stellen für Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter, des Deutschen Ju-
ristinnenbundes, der Interessen-
verbände der Betroffenen und 
viele andere – stellen sich auf 
die Seite des Prostitutionsgeset-
zes von 2001, das Prostitution als 
legale Beschäftigung einordnet. 
Große Bedenken äußerten die 
Sachverständigen bezüglich der 
Anmeldepflicht, der Pflicht zur 
Gesundheitsberatung und dem 
allgemeinen Zwangscharakter 
des Gesetzes.

Zankapfel Anmeldepflicht
Der Juristinnenbund kritisiert, 
dass es sich bei der Anmeldung 
nicht um eine formale Registrie-
rung handele, sondern um eine 
subjektive Berufswahlbeschrän-
kung. Die Anmeldung kann von 

der Behörde verweigert werden, 
wenn Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, dass die Ausübung der 
Prostitution der Anzumeldenden 
alternativlos erscheint. Das sei 
ein Eingriff in das Grundrecht auf 
freie Berufsausübung und in die-
sem Fall nicht verhältnismäßig.

Dieser formalen Begründung 
fügt Heidrun Nitschke die Per-
spektive der betroffenen Frauen 
hinzu: „Die Migrationsentschei-
dung wie auch die Entscheidung 
zur Prostitution treffen in der Re-
gel mündige Frauen, die in sehr 
schwierigen Situationen sich zu 
einem kleineren Übel entschlos-
sen haben. Es sind Strategien. Wer 
entscheidet darüber, was sich für 
wen als alternativlos präsentiert?“ 
Die Frauenärztin empfindet die 
Regelung als Zynismus: „Das Ge-
setz gibt vor, sie via Schutz in ein 
besseres Leben zu geleiten, aber 
die regulierende Behörde bietet ja 
nichts an!“

Eine weitere Befürchtung ist, 
dass eine große Zahl Betroffener 

sich der Anmeldung und Regis-
trierung entziehen und die Tä-
tigkeit verdeckt ausüben werde. 
Dadurch würde sich das Ziel, den 
Prostituierten mehr Schutz zu 
gewähren, aber gerade bei einer 
besonders vulnerablen Gruppe 
ins Gegenteil verkehren. Diese 
Einschätzung teilt der Gesetzge-
ber sogar. In der Begründung zu 
§8 heißt es: „Bislang liegen kei-
ne ausreichenden Erfahrungen 
darüber vor, wie ein gesetzlich 
verpflichtendes Anmeldeverfah-
ren so ausgestaltet werden kann, 
dass es auch von Personengrup-
pen akzeptiert wird, die vor dem 
Hintergrund diskriminierender 
Vorerfahrungen wenig Vertrauen 
zu behördlichen Strukturen und 
Abläufen haben.“ 

Gesundheitsberatung  
und IfSG
Tritt das Gesetz in Kraft, werden 
die obligatorische Gesundheits-
beratung für Prostituierte im Ge-
sundheitsamt und die freiwillige 
und anonyme Beratung nach § 019 
IfSG nebeneinander existieren.

Nitschke sieht skeptisch in die 
Zukunft: „Wir haben jetzt die 
privilegierte Situation mit einer 
Sprechstunde zu übertragbaren 
Krankheiten, und die Menschen 
kommen. Es kommen die Papier-
losen, es kommen junge Mädchen 
aus Romafamilien. Nach wie vor 
geben viele nicht ihre echten Na-
men an. Was machen die, wenn 
hinter der einen Tür die Anmel-
depflicht erfüllt werden muss und 
hinter der anderen Tür die ver-
trauliche Sprechstunde abgehal-
ten wird? Das kann nicht funkti-
onieren, diese Tür machen wir für 
diese Menschen zu.“

Die Veteranin der STI-Arbeit 
sieht Errungenschaften der letz-
ten Jahrzehnte gefährdet: „Viele 
Migrantinnen erfahren in un-
seren Gesundheitsämtern einen 
völlig anderen Umgang zwischen 
Medizin und Sexualität, als sie 
ihn bisher gewohnt waren: Sie 
werden nicht beschimpft und nicht 
betatscht. Natürlich ist das Thema 
immer noch schambesetzt. Aber 
sie öffnen sich mit der Zeit – und 
es spricht sich in der Szene her-
um. Dieses jahrelang aufgebaute 
Vertrauen steht nun in Gefahr, 
zerstört zu werden.“

Der Tenor der Stellungnahmen 
zum Gesetz sieht in den anony-
men, niedrigschwelligen / aufsu-

chenden und muttersprachlichen 
Angeboten im ÖGD die deutlich 
bessere Lösung als in der vorgese-
henen Pflichtberatung. Diese Ein-
schätzung stützen Organisationen 
wie BVÖGD, KOK (Bundesweiter 
Koordinierungskreis gegen Frau-
enhandel und Gewalt an Frauen 
im Migrationsprozess), Diakonie 
Bundesverband, Aids-Hilfe, Deut-
sche STI-Gesellschaft u.a. auf Er-
fahrungsberichte von Beratungs-
stellen und Projektevaluationen.

Herausforderungen  
für Behörden
Viel wird davon abhängen, wie 
die von den Bundesländern noch 
zu benennenden zuständigen Be-
hörden das Gesetz umsetzen. Der 
Juristinnenbund merkt an, dass 

der Vorbereitungszeitraum für 
die Umsetzung der zahlreichen 
Anforderungen vollkommen un-
zureichend sei. Es müsse Personal 
eingestellt und geschult werden, 
da die erforderlichen Kompeten-
zen gegenwärtig in den meisten 
Städten nicht vorhanden seien. 

Eine weitere Herausforderung 
ist das Datenmanagement der 
hochsensiblen persönlichen Da-
ten, welche die Behörden im Zuge 
der Kontrollpflichten erheben 
müssen. Der BVÖGD beschreibt 
in seiner Stellungnahme ungute 
Praktiken aus der Zeit vor dem 
Prostitutions- und dem Infekti-
onsschutzgesetz: Namenslisten 
von Prostituierten seien unter 
Missachtung des Datenschutzes 
zwischen Bordellbesitzern, Poli-
zei, Ordnungs-, Finanzbehörden 
und Gesundheitsämtern ausge-
tauscht und regelmäßig abgegli-
chen worden. 

Heidrun Nitschke erinnert sich: 
„Alle Wände waren voll mit Ak-
tenordnern über Prostituierte. Es 
waren zwei Sekretärinnen nur 
damit beschäftigt, die Ordner auf 
den neuesten Stand zu bringen. 
Prostituierte, die nicht zur Pflicht-
untersuchung erschienen, lösten 
weitere behördliche Vorgänge 
aus: Eine weitere Aufforderung 
wurde verschickt, als Antwort 
kamen Entschuldigungen, war-

um sie nicht erschienen sind, am 
Ende stand der Bußgeldbescheid 
und die Vollstreckung. Es war 
unwürdig, verursachte einen Rie-
senaufwand und es hat nieman-
den geschützt.“ 

Alternativen
Wie könnten Maßnahmen ausse-
hen, die den angestrebten Schutz 
der Prostituierten besser gewähr-
leisten als die im Gesetz genann-
ten?

Aus Studien zu Ausstiegs-
projekten ist bekannt, dass das 
größte Hindernis zur beruflichen 
Neuorientierung das Problem ist, 
eine existenzsichernde Tätigkeit 
zu finden. Die leider übliche Stig-
matisierung in Jobcentern kann 
verhindert werden, wenn es gut 

vernetzte Beratungsstellen vor 
Ort gibt. Für viele Migrantinnen 
wäre es außerdem notwendig, 
einen sicheren Aufenthaltsstatus 
zugesichert zu bekommen.

In Übereinstimmung mit den 
anderen oben genannten Organi-
sationen schlägt der BVÖGD ein 
flächendeckendes Netz an Fach-
beratungsstellen mit langfristig 
gesicherter Finanzierung vor. In 
der Beratungs-Infrastruktur spielt 
das Gesundheitsamt eine wich-
tige Rolle, denn der Nutzen einer 
vertrauenswürdigen ärztlichen 
Versorgung ist immanent. Die In-
anspruchnahme der sozialen Be-
ratung folgt oft erst, nachdem die-
ses Bedürfnis erfüllt worden ist.

Verfahren
Das ProstSchG soll noch in die-
sem Jahr vom Bundestag verab-
schiedet werden und zum 1. Juli 
2017 in Kraft treten. Das BMFSFJ 
ist ermächtigt, bis dahin bundes-
einheitliche Rechtsverordnungen 
zu erlassen, welche diverse un-
bestimmte Begriffe und Anforde-
rungen aus dem Gesetz konkreti-
sieren. Tut es das nicht, bleibt die 
Umsetzung allein den Ländern 
und Kommunen überlassen. Nach 
fünf Jahren sollen die Wirkungen 
des Gesetzes wissenschaftlich 
evaluiert werden.

Miguel Tamayo 
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Neue Bücher

Aktuell vorgelegt wurde der „Be-
richt zur Armutsentwicklung 
in Deutschland 2016“ vom Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverband. 
Die Armutsquoten, mit denen in 
diesem Bericht gearbeitet wird, 
beruhen auf dem so genannten 
„Mikrozensus“ des Statistischen 
Bundesamtes. Dies ist eine groß 
angelegte jährliche Befragung 
von Haushalten in Deutschland, 
die als die valideste Datenquel-
le angesehen werden kann. Der 
Analysezeitraum in dem aktu-
ellen Bericht umfasst die Daten 
zur relativen Einkommensarmut 
von 2005 bis zum Jahr 2014. Somit 
können auch längerfristige regio-
nale Entwicklungen erkannt und 
mögliche Trends sichtbar werden.

Der Armutsbericht 2016 ist mit 
seinen rd. 120 Seiten umfassender 
als bisher. Erstmals werden ne-

„Gehen“ ist das beeinflussbarste 
Bewegungsverhalten und ist zu-
gleich die gängigste Form körper-
licher Aktivität. Das schreibt die 
Architektin und Städteplanerin 
Minh-Chau Tran, Wissenschaft-
lerin an der Universität Duisburg-
Essen, in der aktuellen Ausgabe 
des „Journals Gesundheitsförde-
rung“. Was zeichnet die bewe-
gungsfreundliche, die „walkable“ 
Stadt aus? Merkmale, so die Ar-
chitektin, reichen z. B. von eng-
maschigen, sicheren Wegenetzen, 
bequemen Umsteigeorten für den 
öffentlichen Verkehr, ausreichen-
den Fahrradwegen, abgesenkten 
Bordsteinen für Rollstuhlfahrer 
bis hin zur Schaffung von Grün-
flachen und Parks für Aktivitäten.

Dem engen Zusammenhang 
von körperlicher Aktivität und 
Gesundheit ist das neu erschiene-
ne Heft 1/2016 der Fachzeitschrift 
„Journal 0Gesundheitsförde-
rung“ gewidmet. Dieses Schwer-
punktheft betrachtet besonders 
die Wirksamkeit von Maßnah-
men zur Bewegungsförderung. So 
werden vor allem Projektbeispie-
le vorgestellt, die zur Förderung 
des Bewegungsverhaltens auch 
strukturelle Bedingungen, wie 
finanzielle Unterstützung, gesetz-
liche Grundlagen, Netzwerkbil-

Modern und unterhaltsam kommt 
er daher, der Lehrfilm „Das Infek-
tionsschutzgesetz“ aus dem Behr’s 
Verlag, der nun in der 2. Auflage 
vorliegt. Im Vergleich zur ersten 
Auflage ist der Schauplatz dies-
mal eine zeitgemäße Großküche, 
in der an praktischen Beispielen 
demonstriert wird, wie ein hy-
gienisch einwandfreies Arbeiten 
korrekt verläuft. Der Film nutzt 
dabei auch eine abwechslungs-
reiche Bildtechnik, die – z. B. mit 
Texteinblendungen – das Gezeigte 
ergänzt und verdeutlicht. 

Der Paragraph 43 des Infekti-
onsschutzgesetzes schreibt vor, 
dass alle Beschäftigten, die leicht 
verderbliche Lebensmittel herstel-
len, verarbeiten oder in Verkehr 
bringen sowie Verantwortliche in 

Armutsbericht 2016

Schwerpunkt: Bewegungsförderung

Schürmann, Volker; Mittag, Jür-
gen; Stibbe, Günter u.a. (Hrsg.)
Bewegungskulturen im 
Wandel. Der Sport der Medialen 
Moderne – Gesellschaftstheore-
tische Verortungen.
Bielefeld: Transcript Verlag 2016, 
450 S., 39,99 EUR
ISBN 978-3-8394-3152-8

Kramer, Axel (Hrsg.)
Krankenhaus- und Praxishy-
giene. Hygienemanagement 
und Infektionsprävention in 
medizinischen und sozialen 
Einrichtungen. Mit Zugang zum 
Elsevier-Portal. 3. Auflage.
München: Elsevier Verlag 2016, 
869 S., 199,99 EUR
ISBN 978-3-437-22312-9

Patermann, Andreas; Schubert, 
Wolfgang; Graw, Matthias 
Handbuch des Fahreignungs-
rechts. Leitfaden für Gutachter, 
Juristen und andere Rechtsan-
wender. 
Bielefeld: Kirschbaum Verlag 
2015, 458 S., 68,90 EUR
ISBN 978-3-7812-1865-9
(Auch als E-Book: 68,90 EUR)

Mörchen, Heinrich
Hygiene in raumlufttechni-
schen Anlagen.
Anforderungen an RLT-Anlagen 
für Büro- und Verwaltungsräu-
me. 3., durchgesehene Auflage.
Renningen: Expert-Verlag 2016, 
169 S., 36,00 EUR
ISBN 978-3-8169-2966-6

Schulz-Stübner, Sebastian
Hygiene und Infektionsprä-
vention. Fragen und Antworten. 
Über 950 Fakten für Klinik und 
Praxis. 2. Auflage.
Berlin: Springer Verlag 2015, 
287 S., 24,99 EUR
ISBN 978-3-662-46518-9

DVD zum Infektionsschutz

Es gibt Bücher, die man nicht 
mehr aus der Hand legen kann, 
wenn man mit dem Lesen begon-
nen hat. Das Buch „Der Mann im 
Hintergrund“ gehört dazu. Ver-
fasst wurde es von Helga Tödt, 
einer ehemaligen Amtsärztin, die 
ihr schriftstellerisches Talent erst 
nach ihrer Pensionierung zur Pas-
sion gemacht hat. Die Fachärztin 
für öffentliches Gesundheitswe-
sen arbeitete lange Jahre in einem 
Berliner Gesundheitsamt und 
leitete zuletzt die Gesundheitsbe-
hörde im Landkreis Hameln-Pyr-
mont. Bis zu ihrem Ruhestand en-
gagierte sie sich außerdem in der 
ärztlichen Weiterbildung und ist 

Amtsärztin im Ruhestand  
		  legt neues Buch vor

dung, Multiplikatorenschulung,  
miteinbeziehen. Welche Umset-
zungsschwierigkeiten sind zu be-
wältigen, welches sind die Erfolgs-
faktoren, und was gibt es bei den 
jeweiligen Zielgruppen besonders 
zu beachten? Interessante Ansät-
ze der Bewegungsförderung sind 
in diesem neuen Schwerpunkt-
heft auf jeden Fall zu finden. Die 
Fachzeitschrift „Journal Gesund-
heitsförderung“, die nun schon im 
vierten Jahrgang vorliegt, deckt 
ein breites Themenspektrum ab 
und widmet sich in jeder Ausgabe 
neuen aktuellen Fragestellungen. 
Von Beginn an wurde diese Pub-
likation von einem Team namhaf-

ter Gesundheitswissenschaftler 
mitherausgegeben, die bei der 
Auswahl der Sachbeiträge stets 
Aktualität, Wissenschaftlichkeit 
und Praxisnähe berücksichtigen. 
Dadurch wird hohe fachliche 
Qualität garantiert. Das „Journal 
Gesundheitsförderung“, das vier-
mal im Jahr erscheint, richtet sich 
an Fachkräfte und Verantwort-
liche aus dem öffentlichen Ge-
sundheitswesen, gibt jede Menge 
umsetzbare Anregungen und 
Unterstützung und ist äußerst le-
senswert und sehr zu empfehlen.

Petra Münstedt

„Journal Gesundheitsförde-
rung“. Für Akteure und Akteu-
rinnen aus Politik, Wissenschaft 
und Praxis.
Heft 1/2016: Schwerpunkt 
Bewegungsförderung
(Abo: 49,00 EUR, 4 Ausgaben, 
Einzelheft: 13,00 EUR plus Ver-
sandkosten)
Verlag für Gesundheitsförde-
rung, Oberhirschberg 20,
94539 Grafling 
Internet: www.conrad-verlag.de
Dort finden Sie 12-seitige Lese-
proben aller bisher erschienenen 
Ausgaben. 

der Gemeinschaftsverpflegung, 
vor der erstmaligen Aufnahme 
der Tätigkeit eine mündliche und 
schriftliche Erstbelehrung durch 
das Gesundheitsamt bekommen 
müssen. Dies wird durch eine 
Bescheinigung dokumentiert. 
Die Folgebelehrung zu Beginn 
der Tätigkeitsaufnahme und die 
anschließende zweijährliche Fol-
gebelehrung ist für jeden Betrieb 
gesetzlich vorgeschrieben.

Um den Verbraucherschutz si-
cher zu stellen, aber auch zum 
eigenen Schutz der Beschäftigten 
im Lebensmittelbereich, ist die 
strenge Beachtung der vorge-
schriebenen Hygieneregeln un-
entbehrlich. Dabei wird von den 
Verantwortlichen ein hohes Maß 
an Eigenverantwortung verlangt.

Der Kurzfilm ist als Ergänzung 
zu einer Hygiene-Schulung – be-
sonders der Erstbelehrung durch 
das Gesundheitsamt – sehr geeig-
net. Er ist in deutscher Sprache 
hergestellt und hat keine Unter-
titel. Denkbar für eine nächste 
Auflage wäre hier sogar eine 
synchronisierte Fassung, z. B. 
auf Englisch. Zweifellos reicht es 
nicht, dieses Video nur abspielen 
zu lassen. So sind die erforderli-
chen schriftlichen Belehrungsbö-
gen in diversen Fremdsprachen 
im Internet, z. B. beim RKI, ver-
fügbar.

Ein kleines „Booklet“, das dem 
Lehrfilm beigelegt ist, bietet leicht 
verständliche Informationen zu 
den Anforderungen des Infekti-
onsschutzgesetzes. Dieses Beiheft 
kann mit weiteren Materialien, 
die in digitaler Form auf der DVD 
zu finden sind, z. B. eine Muster-
Bescheinigung, eine Bildstecke 
zur Händedesinfektion u. a., gut 
eingesetzt werden. 

Petra Münstedt

Das Infektionsschutzgesetz 
für die Lebensmittelindustrie, 
Gemeinschaftsverpflegung, 
Gastronomie und das Hand-
werk. Belehrung gemäß § 43 
IfSG. 2. Auflage.
Hamburg: Behr’s Verlag 2015, 
DVD, Spieldauer: 12 Min., 
142,21 EUR
ISBN 978-3-95468-299-7

ben den statistischen Ergebnissen 
auch eingehende Erläuterungen 
und Hintergrundinformationen 
zu den von Armut besonders 
stark betroffenen Bevölkerungs-
gruppen gegeben. Warum sind 
Alleinerziehende eigentlich am 
häufigsten arm? Warum schützen 
die Renten alte Menschen zuneh-
mend nicht mehr vor Armut? Wel-
che Rolle spielen Schulden und 
Überschuldung? Neben einem 
ersten statistischen Teil sind in 

daher vielen Ärzten gewiss noch 
bekannt durch ihre Lehrtätigkeit 
an den Akademien für öffentli-
ches Gesundheitswesen und So-
zialmedizin in Düsseldorf, Berlin 
und Schwerin.

Die nun vorliegende Neuer-
scheinung von Helga Tödt be-
schreibt die Lebensgeschichte 
von Arno Tanski (1899-1981), der 
als deutscher Kommunist (viel-
leicht sogar als Agent) in Moskau 
tätig gewesen ist und später in 
der Metropole Berlin erfolgreich 
in die Modewelt wechselte. Die 
Autorin ist diesem „geheimnis-
umwitterten“ älteren Herrn Ende 
der 60er-Jahre persönlich begeg-

net und war sofort fasziniert und 
angezogen von seiner besonderen 
Persönlichkeit. Man kann durch-
aus sagen, Arno Tanski hatte ein 
„historisches Schicksal“. Er, der 
im Kaiserreich geboren wurde, 
und zwei Weltkriege miterleb-
te, steht stellvertretend für eine 
Generation, die mit den wech-
selhaften gesellschaftlichen und 
politischen Systemen ihrer Zeit 
(Monarchie, Weimarer Republik, 
Nationalsozialismus) nachdrück-
lich konfrontiert wurde. 

Dass die Autorin die Kunst des 
Schreibens meisterlich beherrscht, 
merkt der Leser sehr schnell: Die 
Lektüre bleibt von der ersten bis 
zur letzten Seite spannend. In-
zwischen hat Helga Tödt schon 
mehrere historische Werke und 
Dokumentationen veröffentlicht. 
Wir können mehr als gespannt 
sein auf ihre kommenden Bücher.

Petra Münstedt

Tödt, Helga
Der Mann im Hintergrund. 
Arno Tanski – ein Kommunist 
und Gentleman.
Berlin: Pro BUSINESS Verlag 
(Verlag book-on-demand) 2015, 
155 S., 13,00 EUR 
ISBN 978-3-86460-309-9

Zeit zu Handeln. 
Bericht zur Armutsentwicklung 
in Deutschland 2016.
Hrsg.: Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband Gesamtver-
band e. V., Berlin 2016, 117 S.
Download unter:
www.der-paritaetische.de/ar-
mutsbericht

einem zweiten Teil Berichte, Ana-
lysen und politische Kommentare 
zu jenen Gruppen von Menschen, 
die der Mikrozensus als beson-
ders armutsgefährdet ausweist: 
Alleinerziehende, Erwerbslose 
und Migranten – aber auch zu den 
Gruppen, die vom Mikrozensus 
nicht erfasst werden, z. B. Woh-
nungslose und Flüchtlinge.
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Internet-Tipp

Die Trinkwasserqualität in 
Deutschland hat einen hohen 
Qualitätsstandard. Damit dieser 
auch am Wasserhahn des Ver-
brauchers ankommt, müssen die 
Trinkwasser-Installationen fach-
gerecht geplant und ausgeführt 
werden. Dazu gibt es ein umfang-
reiches technisches Regelwerk, 
das aber oft genug in der Praxis 
im Einzelnen nicht bekannt ist 
und demzufolge nicht umgesetzt 
wird. Legionellen-Kontaminatio-
nen sind die Folge.

Dieses Buch beschreibt in 
kompakter Form erstmalig die 
komplexen Vorgaben und Zu-
sammenhänge der verschiede-
nen Regelungen und gesetzlichen 
Anforderungen, um Legionellen 
im Trinkwasser zu vermeiden, zu 
bewerten und zu sanieren. Alle 
wesentlichen Bereiche werden 
dargestellt: Anfangen von den 
Legionellen als Krankheitserre-
gern, über die Vorgaben aus der 
Trinkwasser-Verordnung bis zur 
mikrobiologischen Beprobung 
und Bewertung der Analyseer-
gebnisse. Ein zentraler Teil ist der 
Gefährdungsanalyse gewidmet 
und den Maßnahmen zur Verhin-
derung und Beseitigung von Legi-

Wie ist Schimmelbildung in 
Wohnräumen vorzubeugen? Gibt 
es Gesundheitsgefahren? Kann 
das Problem selbst gelöst werden 
oder braucht man einen Hand-
werker? Muss auch bei Regen und 
Nebel gelüftet werden? Frühzeiti-
ge Hilfe und Beratung ist gefragt, 
um das Problem zu klären und 
nach Lösungen zu suchen. Oft-
mals wenden sich Bürger mit Fra-
gen zum Schimmelbefall an das 
Gesundheitsamt. Für eine gute Be-
ratungstätigkeit ist die Kenntnis 
der Entstehungszusammenhänge, 
der Sanierungsmöglichkeiten und 
der vorbeugenden Maßnahmen 
eine wichtige Voraussetzung. Die 
Verbraucherzentrale Nordrhein-
Westfalen hat aktuell einen Rat-
geber herausgegeben, der kom-
petent und praxisorientiert über 
Schimmelpilze in Wohnräumen 
informiert. Für Schimmel gibt 
es immer eine Lösung, heißt es 
in dem Buch. Wie die aussehen 
kann, erfahren die Leser in neun 
Kapiteln. Behandelt werden z. B. 
die gesundheitlichen Auswirkun-
gen von Schimmel, die Ursachen 
für einen Schimmelbefall, die Er-
mittlung des Schadens, die Vorge-
hensweise bei der Sanierung, die 
Suche nach qualifizierten Fachfir-
men, die Vermeidung von Schim-
melbefall sowie die Verantwort-
lichkeiten für den Schaden aus 
rechtlicher Perspektive. Verständ-
lich erläutert werden hier die 
entsprechenden Regelungen im 
Mietrecht, Baurecht und Versiche-
rungsrecht. Das Buch „Feuchtig-
keit und Schimmelbildung“ gibt 
einen umfassenden Überblick 

Das ARD-Fernsehen zeigte kürz-
lich eine Dokumentation mit dem 
Titel „OP gelungen – Patient tot. 
Dort ging es wieder einmal um 
die Gefahr, die durch neue Krank-
heitskeime ausgeht und gegen die 
kein Antibiotikum mehr hilft. 
Wie hoch das Ausmaß der Todes-
fälle an nosokomialen Infektionen 
ist, darüber sind sich die Exper-
ten nicht einig. Nach Schätzun-
gen der Deutschen Gesellschaft 
für Krankenhaushygiene sterben 
jedoch Jahr für Jahr mindestens 
30.000 Menschen an den Folgen 
einer Infektion, die sie sich erst im 
Krankenhaus zugezogen haben. 
Ein erschreckendes Bild, beson-
ders wenn man sich die Ursachen 
näher ansieht. Zu wenig Zimmer, 
um betroffene Patienten zu isolie-
ren, zu wenig ärztliche Experten, 
die die Infektionen richtig be-
handeln können, zu wenig Hy-
gienepersonal, das Arbeits- und 
Funktionsabläufe überprüft, eine 
nicht ausreichende Finanzierung 
präventiver Maßnahmen und 
Sparauflagen für die Kranken-
häuser. Aber wirtschaftliches Ar-
beiten um jeden Preis? Kranken-
hausinfektionen führen immer 
zu zusätzlichem Leid bei Patien-

@Rechtsfragen rund ums Krankenhaus

Legionellen im Trinkwasser

Pilzbefall in Wohnungen

www.infektionsschutz.de
Sind es Viren, Bakterien, Pilze oder Parasiten, die eine Infektion ausgelöst 
haben? Die Internetseite „www.infektionsschutz.de“ informiert zuverläs-
sig, verständlich und aktuell über sämtliche Erregerarten, Übertragungs-
wege, Krankheitszeichen, Komplikationen und Schutzmöglichkeiten von 
wichtigen Infektionskrankheiten. Erregersteckbriefe in sechs Sprachen 
geben Auskunft zu einzelnen Krankheitserregern beim Menschen. Diese 
umfangreichen Steckbriefe hat die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA) in Zusammenarbeit mit dem Bundesverband der Ärz-
tinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. (BVÖGD) er-
stellt. Neben Materialien rund um das Thema Händehygiene, Hygiene im 
Krankheitsfall, Haushalts- und Lebensmittelhygiene können Flyer, Auf-
kleber und Plakate für gesundheitsfördernde Projekte bestellt werden. 

onellen. Beschrieben wird außer-
dem, wie kontaminierte Anlagen 
saniert werden können. Das Buch 
endet mit den Betreiberpflichten 
und Verantwortlichkeiten, die 
ausführlich erläutert werden.

Der Autor ist bereits seit 2006 
Referent für die VDI/DVGW 
6023/D Schulungen. Seine Quali-
fikation ist der Meister als Zent-
ralheizungs- und Lüftungsbauer 
und der Meister für Gas- und 
Wasserinstallationen. Durch sei-
ne Mitwirkung in verschiedenen 
internationalen und nationalen 
Normenausschüssen, z.B. beim 
DVGW und VDI, ist er an der 
Gestaltung technischer Regeln 
beteiligt und überblickt aktuelle 
Entwicklungen. Er ist Sachver-
ständiger für Trinkwasserhygiene 
und erstellt selbst Gefährdungs-
analysen.

Mit den zahlreichen farbigen 
Abbildungen und Grafiken und 
den über 70 technischen Regel-
werken, aus denen zitiert wird, ist 
dieser Praxisband ein wertvolles 
Fachbuch für die Mitarbeiter des 
technischen Gesundheitsschutzes 
in der öffentlichen Verwaltung, 
für technische Fachleute von 
Wohnungsbaugemeinschaften 
und für Planer, Ersteller und Be-
treiber von Trinkwasser-Installa-
tionen.

Andrea Quenzer
quenzer@akademie-oegw.de

Bürschgens, Arnd
Legionellen in Trinkwasser-
Installationen. Gefährdungs-
analyse und Sanierung.
Hrsg.: DIN Deutsches Institut für 
Normung e. V.
Berlin u. a.: Beuth Verlag 2016, 
259 S., 68,00 EUR
ISBN 978-3-410-25279-5
(auch als E-Book)

ten und ihren Angehörigen. Ein 
Krankenhausarzt beklagte in dem 
Film: „Wir verstoßen gegen das 
Gesetz, weil es zu wenig Pflege-
personal gibt, um die wichtigen 
Hygienevorschriften auch einzu-
halten.“ Mit den Rechtsfragen der 
Krankenhaushygiene beschäftig-
te sich der Berliner Rechtsanwalt 
Maximilian Warntjen auf dem 
12. „Düsseldorfer Krankenhaus-
rechtstag“ 2015. Er macht deutlich, 
dass nach § 23 Abs. 3 IfSG zur Ge-
währleistung anerkannter Hygie-
nestandards in Krankenhäusern 
nicht nur die behandelnden Per-

sonen verpflichtet sind, sondern 
auch die Leitungsebene eines 
Krankenhauses konkrete „Orga-
nisationspflichten“ zur Sicherstel-
lung der Hygiene erfüllen muss. 
Obwohl sich in den letzten Jahren 
eine mögliche Veränderung in der 
Rechtsprechung abzeichnet, liegt 
im Fall einer Infektion durch Hy-
gienemängel die Beweislast für 
eine „Sorgfaltspflichtverletzung“ 
und den dadurch aufgetretenen 
gesundheitlichen Schaden immer 
noch beim Patienten. Dies darzu-
legen ist für die Betroffenen oft 
sehr schwierig.

Ziel des jährlich stattfindenden 
Düsseldorfer Krankenhausrechts-
tages ist es, aktuelle Rechtsproble-
me aus unterschiedlichen Sicht-
weisen vorzustellen und darüber 
hinaus den Meinungsaustauch 
anzuregen. Auf diese Weise wer-
den Kenntnisse und neue Erfah-
rungen von Richtern und Anwäl-
ten sowie von Mitarbeitern der 
Verbände und der öffentlichen 
Verwaltung zusammengebracht. 
Grundlegende Rechtsfragen aus 
dem Krankenhausplanungsrecht 
waren 2015 ebenso Thema wie die 
juristischen Aspekte der Kran-
kenhaushygiene und das Spon-
soring sowie die „Verantwortlich-
keit patientenferner Entscheider“. 
Der vorliegende Tagungsband 
aus dem Boorberg-Verlag fasst 
die Beiträge dieses Krankenhaus-
rechtstages zusammen. Für Leser, 
die sich mit den verschiedenen 
rechtlichen Anforderungen an ei-
nen Krankenhausbetrieb vertraut 
machen wollen, ist dieses Buch 
interessant.

Petra Münstedt

Düsseldorfer Krankenhaus-
rechtstag 2015.
Rechtsfragen und Gestaltungs-
optionen im Krankenhaus, 
Krankenhausplanungsrecht, 
Krankenhausentgeltrecht, Kran-
kenhaushygiene, Sponsoring, 
Compliance. 
Hrsg.: Ministerium für Gesund-
heit, Emanzipation, Pflege und 
Alter des Landes Nordrhein-
Westfalen (MGEPA NRW).
München: Verlag Boorberg 2016, 
94 S., 24,80 EUR
ISBN 978-3-415-05653-4

zu allen Gesichtspunkten der 
Schimmelpilzproblematik. Es ist 
aufgrund seiner anschaulichen, 
umfassenden und verständlichen 
Darstellung auch für fachferne 
Leser geeignet. Beschäftigte in 
den Gesundheitsämtern, die be-
rufsbedingt mit der Problematik 
Schimmelpilzbefall betraut sind, 
und Beratungen durchführen, er-
halten mit dieser Veröffentlichung 
einen gut strukturierten, anwen-
dungsorientierten und zuverlässi-
gen Praxisleitfaden.

Hermann Istas
hermann.istas@web.de

Donadio, Sandra u. a.
Feuchtigkeit und Schimmel-
bildung. Erkennen, beseitigen, 
vorbeugen. Hrsg. Verbraucher-
zentrale NRW. Düsseldorf 2016, 
240 S., 14,90 EUR
ISBN 978-3-86336-060-3
Zu bestellen: 
www.ratgeber-verbraucherzen-
trale.de
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Ein jeder Klient ist fremd, denn 
wir kennen ihn nicht vorab. 
Manche aber sind uns besonders 
fremd, wegen der sprachlichen 
Barrieren, aber auch der kulturel-
len Gepflogenheiten und gar ih-
rem Verständnis für Gesundheit 
und Krankheit und dem Umgang 
mit der selbigen.

Die kulturelle Herausforde-
rung und die Tatsache, dass welt-
weit nicht nur genderspezifische 
sondern auch kulturspezifische 
Sichtweisen und Umgangsweisen 
mit Krankheit und Gesundheit 
zu berücksichtigen sind, wird 
verständlich, wenn wir uns ein-
mal unseren letzten Urlaub im 
Ausland vor Augen führen. Wie 

Über das „Fremde“
Im letzten Jahr sind so viele Flüchtlinge aus den Krisenge-
bieten der Welt nach Deutschland gekommen wie noch nie 
zuvor in der jüngeren Vergangenheit. Oft sind sie durch die 
Flucht stark traumatisiert oder leiden unter anderen gesund-
heitlichen Problemen. Diese Menschen treffen in Deutsch-
land auf ein Gesundheitssystem, das sie nicht kennen. Es ist 
ihnen fremd. Umgekehrt wiederum sind sie als Klienten bzw. 
Patienten uns, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
hiesigen Gesundheitssystems, fremd. Was heißt das für unse-
ren Berufsalltag? Wie begegnen wir diesen Menschen? Klar 
ist: Einfache Antworten gibt es nicht. Hilfreich sei es, sich an 
eigene Erfahrungen des „Sich-Fremd-Fühlens“ zu erinnern 
und vor allem gelassen auf „fremdartiges“ Verhalten zu re-
agieren, meint die Psychiaterin Solmaz Golsabahi-Broclawski. 

Wir müssen uns immer wie-
der vergegenwärtigen: Es 
gibt unterschiedliche Sicht-
weisen. So wie Deutschland 
vielfältig ist, so ist es auch 
im Ausland. 

Wenn zehn Angehörige da 
sind, rate ich dazu, diese 
nicht gleich rauszuschicken, 
sondern erst einmal alle in 
die Sprechstunde hinein zu 
lassen und sich die Dyna-
mik der Angehörigen anzu-
sehen, wie die zehn Perso-
nen mit den zwei Stühlen 
im Untersuchungszimmer 
zurechtkommen.

Das fremde Verhalten soll 
mich nicht aus dem Konzept 
bringen, vielmehr geht es 
darum, sich die Sichtweise 
der Klienten anzuschauen 
und diese in das eigene 
Handeln zu integrieren.

Am Thema interessiert? 
Dann schauen Sie doch auch in 
das Jahresveranstaltungspro-
gramm der Akademie oder auf 
die Webseite www.akademie-
oegw.de . Unter dem Buchsta-
ben „I“ finden Sie Workshops 
und Fortbildungen der Autorin 
zum Themenschwerpunkt 
„Integration, Migration und 
Flüchtlinge“. 

oft waren wir da irritiert? Wie 
oft haben wir bemerkt, dass die 
Menschen um uns herum sich an-
ders verhielten, als wir es erwar-
tet haben? „Da war doch dieser 
Moment, in dem ich dachte, ich 
werde missverstanden.“ „Da hat-
te ich kurz das Gefühl, ich stehe 
auf dem Schlauch.“ „Die scheinen 
kein Zeitgefühl zu haben.“ „Der 
Ton scheint sehr rau zu sein.“ 
„Ich glaube, meine Körperspra-
che wird nicht verstanden.“ „Was 
bedeutet eigentlich diese Gestiku-
lation und warum wird nicht klar 
‚Ja‘ oder ‚Nein‘ gesagt?“ Die Liste 
lässt sich beliebig verlängern, je 

nach geographischer Entfernung 
zu Deutschland. 

Warum erscheint uns  
etwas als fremd?
Im Umgang mit Klienten, die 
eine Zuwanderungsgeschichte 
haben, ist es wichtig, einmal aus 
der Luftballon-Perspektive die 
eigene Handlung, die eigenen 
Schablonen zu hinterfragen. Die 
Architektur unserer Mutterspra-
che gibt uns richtungsweisend an, 
wie wir handeln und denken be-
ziehungsweise das Gedachte zur 
Sprache bringen. Der Philosoph 
Ludwig Wittgenstein formulierte 
es einst so: Die Grenzen meiner 
Sprache sind die Grenzen meiner 
Welt. Ausgehend von der deut-
schen Muttersprache wird uns 
bewusst, dass es dem Deutschen 
wichtig ist, sich klar zu artikulie-
ren, Position zu beziehen, sich ab-
zugrenzen und es ist das höchste 
Gut in der Erziehung und auch im 
Umgang miteinander, wenn klare 
Aussagen formuliert werden. Ist 
dieses durch die Architektur der 
deutschen Sprache bedingte Ziel 
einer Kommunikation übertrag-
bar? Schwerlich – denn die Frage 
drängt sich auf: Was sind die Ziel-
setzungen, Erziehungsstile und 
Erwartungen, wenn meine Mut-
tersprache kein Wort für ‚Nein‘ 
kennt? Was passiert, wenn direk-
te und sogenannte unverblümte 
Formulierungen Ausdruck der 
Unhöflichkeit, der geistigen Min-
derentwicklung und vor allem 
Teamunfähigkeit bedeuten? 

In meinem klinischen Alltag, 
im Rahmen meiner Fortbildungs-
reihen wie auch im Privatleben 
(verheiratet und multikulturell 
in einem Haushalt mit zwei Kul-
turen, drei Religionen und drei 
Sprachen lebend) bin ich fast nur 
mit der Vermittlung der Schablo-
nen beschäftigt. Inhaltlich sind 
die Erwartungen nicht weit ausei-
nander und dennoch finden Miss-
verständnisse und damit auch 
Kränkungen auf der Handlungs-
ebene statt – da wo wir meinen, 
alles doch klar und unmissver-
ständlich dargestellt zu haben. Je 
müder, erschöpfter und vor allem 
gestresster eine oder beide Partei-
en sind, umso schwieriger gestal-
tet sich die Situation. 

Dolmetscher allein  
lösen das Problem nicht
Der Einsatz eines Dolmetschers 
und Sprachvermittlers an dieser 

Stelle bietet keine Lösung, wenn 
sich die Parteien der kulturel-
len Herausforderungen nicht 
bewusst sind und diese nicht 
wahrnehmen. Wie Churchill einst 
sagte, zwei Politiker einigen sich, 
aber wenn ein Dolmetscher da-
zwischen fungiert, wird es nicht 
unbedingt einfacher, denn auch 
er hat non-volens persönliche In-
teressen. 

Diese Tatsache vergegenwär-
tigen wir uns meist nicht und 
meinen, mit einem Dolmetscher 
kommen wir voran. Auf der 
Handlungsebene sind wir dann 
aber unter Umständen genervt, 
weil wir bemerken, dass der Dol-
metscher die Leitung der Sitzung 
übernimmt oder es finden Unter-
haltungen statt, die nicht über-
setzt werden. Ein ungeübter und 
nicht leitliniengerechter Einsatz 
des Dolmetschers (mit und ohne 
qualifizierte Dolmetscherausbil-
dung) im klinischen Alltag ist 
nicht selten eine Noxe, eine soge-
nannte Zusatzkomplikation. 

Wer für eine Behörde arbeitet, 
muss sich zudem darüber im Kla-

Fremde Klienten bzw: Patienten: Sie kommen aus fernen Ländern, die wir nicht kennen, 
sprechen eine Sprache, die wir nicht verstehen, und verhalten sich anders, als wir es erwarten 
würden. Eine kulturelle Herausforderung.

ren sein, dass die Situation – egal, 
ob es um eine Anamnese oder 
eine Untersuchung geht – gerade 
für Menschen mit ungeklärtem 
Aufenthaltsstatus sehr belastend 
ist. Die Anspannung ist bedingt 
durch ihre Angst und Bedenken 
gegenüber Behörden, aber auch-
durch Stigmatisierungserfah-
rungen, die sie sowohl in ihrem 
Herkunftsland, wie auch im Auf-
nahmeland Deutschland gemacht 
haben können. 

Wie gehe ich mit der  
brisanten Situation um? 
Der Wunsch und auch die Anfor-
derung, weiterkommen zu wollen, 
drängt uns zu Handlungen auf 
beiden Seiten, die dazu führen, 
dass wir unzufrieden, frustriert 

und uns nicht ernstgenommen 
bis hin zu undankbar behandelt 
fühlen. Da beide Parteien diese 
Empfindungen haben, sehe ich 
hier einen lösungsorientierten 
Ansatz für das weitere Vorgehen: 
Eine gemeinsame Ausgangslage 
erleichtert den Zugang. 

Zunächst gilt es zu klären: Was 
wissen die Parteien voneinander? 
Was sind Fakten und was sind 
Vorurteile? Auf der Suche nach 
den Antworten ist jedoch Frus-
tration vorprogrammiert, da es 
kaum Literatur gibt, die insbeson-
dere im medizinischen Alltag an 
dieser Stelle nützlich wäre. 

Die Klienten selbst sind eine 
sehr gute Quelle, um diese Fra-
gen zu beantworten. Allerdings 
müssen wir an dieser Stelle bereit 
sind: 1. im Alltag Ausnahmen zu 
gewähren und 2. uns führen zu 
lassen. Eine Vorstellung, die bei 
vielen erst einmal Widerstände 
auslöst. 

Ausnahmen gewähren  
und sich führen lassen
„Im Alltag Ausnahmen zu ge-
währen“ meint aber keineswegs, 
dass ich meine Arbeitshypothe-
sen und Vorgangsweise ändern 
muss, sondern dass ich bereit bin, 
für kurze Momente in mir frem-
de Sichtweisen und Denkweisen 
einzutauchen. Ein Beispiel: Wenn 
zehn Angehörige da sind, rate 
ich dazu, diese nicht gleich raus-
zuschicken, sondern erst einmal 
alle in die Sprechstunde hinein 
zu lassen und sich die Dynamik 
der Angehörigen anzusehen, 
wie die zehn Personen mit den 
zwei Stühlen im Untersuchungs-
zimmer zurechtkommen. Meine 
Empfehlung: Halten Sie die Un-
ruhe aus und setzen Sie sich hin! 
Irgendwann werden Ihre zwei 
Stühle besetzt sein und Sie kön-
nen freundlich und bestimmend 
in die Runde fragen: Wer möchte 
draußen warten und wer muss 
denn bleiben? Auch hier sich 
mindestens zwei Minuten Zeit 
geben. Wenn Sie psychiatrisch 
arbeiten, werden Sie sehen: Sie 
haben innerhalb von fünf Minu-
ten eine komplette Abbildung der 
Dynamik der Erkrankung und 
auch der Beziehungsstrukturen 

vor sich und wissen auch, wie Sie 
therapeutisch im Weiteren anset-
zen müssen. Lassen Sie sich also 
führen!

Anknüpfend an das Beispiel ist 
hier erneut der Hinweis wichtig, 
dass „Ausnahmen gewähren“ 
und „sich führen lassen“ nicht be-
deutet, das eigene Konzept preis-
zugeben. Das fremde Verhalten 
soll mich nicht aus dem Konzept 
bringen, vielmehr geht es darum, 
sich die Sichtweise der Klienten 
anzuschauen und diese in das ei-
gene Handeln zu integrieren.

Eigene Wirklichkeits- 
konstrukte hinterfragen
Transkulturelle Kompetenz ist die 
Fertigkeit, die im Alltag nötig ist, 
um mit den brisanten Situationen 
zurechtzukommen und auch ei-
nen Weg zu finden, eigene Wirk-
lichkeitskonstrukte zu hinterfra-
gen, ohne à priori etwas für falsch 
oder richtig zu erklären. Wir müs-
sen uns immer wieder vergegen-
wärtigen: Es gibt unterschiedliche 

Sichtweisen. So wie Deutschland 
vielfältig ist, so ist es auch im Aus-
land. 

Unsere fremden Klienten, mit 
und ohne Deutschkenntnisse, 
sind eine besondere Gruppe von 
Menschen, die uns viel Geduld 
abverlangen. In die kommunika-
tive Situation spielen zahlreiche 
Faktoren mit hinein: Weltan-
schauung, Bildung, Geschlecht, 
Religionsverständnis, Lösungsan-
sätze und Lösungsmöglichkeiten. 
Und natürlich kommt hier auch 
ein Machtgefälle zum Tragen. 
Wie deutlich es sich abzeichnet, 
ist eine Frage des Aufenthaltssta-
tusses. Bei Menschen mit Zuwan-
derungsgeschichte ist das Macht-
gefälle verdoppelt, bei Menschen 
mit ungeklärtem Aufenthaltssta-
tus gar vervielfacht. Auch dieser 
Aspekt sollte uns bewusst sein.

Solmaz Golsabahi-Broclawski
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